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Drucksache Nr. 4052 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Geschäftsordnung und Immunität 

(3. Ausschuß) 


betr. Anhörung beschuldigter Abgeordneter durch die 
Staatsanwaltschaft ohne Aufhebung der 
Immunität. 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Mende 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Verfahren gegen Bundestagsabgeordnete, die nach Artikel 46 des 
Grundgesetzes der Genehmigung des Deutschen Bundestages bedürfen, 
darf die Staatsanwaltschaft zur Vorbereitung einer Entscheidung 
darüber, ob ein Ersuchen auf Entscheidung über die Aufhebung 
der Immunität gestellt werden soll, dem Abgeordneten die An- 
schuldigungen mitteilen und ihm anheimstellen, hierzu Stellung 
zu nehmen. Kommt die Staatsanwaltschaft nach Entgegennahme 
der Stellungnahme des Abgeordneten oder bei Weigerung des 
Abgeordneten zur Abgabe einer Stellungnahme nicht zu einer 
Einstellung des Verfahrens, so bedarf jede weitere Maßnahme der 
Strafverfolgungsbehörde der Genehmigung des Bundestages. 

Bonn, den 12. Januar 1953 


Der Ausschuß für Geschäftsordnung 
und Immunität 

Ritzel Dr. Mende 

Vorsitzender Berichterstatter 
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